
Umkämpfte 

Sexualitätspolitiken

In Gesprächen mit internationalen Kolleg*innen über die schulische Versorgung 
mit professioneller Sexualpädagogik wird Österreich neuerdings in einem Atemzug 

mit Polen genannt. Dort wurde gerade ein Gesetz diskutiert, das Haftstrafen für 
sexualpädagogische Arbeit nach internationalen Standards vorsieht. Reaktionäre 
Interessensgruppen behaupten, damit Kinder vor sexueller „Verführung“, „Sittenlosigkeit“ 
und Pädophilie im Klassenzimmer schützen zu wollen. In Österreich ist man zwar noch 
nicht so weit, gilt Sexualpädagogik hierzulande doch gerade als Bollwerk gegen sexuelle 
Gewalt und Ausbeutung. Die Selbstverständlichkeit der Versorgung aller Kinder mit 
professionellen sexualpädagogischen Angeboten ist jedoch seit dem Sommer gebrochen. 
Verantwortlich dafür ist ein parteipolitischer Vorstoß konservativer Hardliner im Juni 
2019, der an Österreichs Schulen für Verunsicherung im Umgang mit einem ohnehin 
verunsichernden Thema gesorgt hat.
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Barbara Rothmüller

Das laute Schweigen der Sexualpädagogik an Österreichs Schulen
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Sexualpädagogik geht davon aus, 
dass sich Sexualität(en) im Zusam-
menspiel biologischer, psycho-
logischer und sozialer Faktoren 
ausprägen. Die sexuelle Entwicklung 
zieht sich von der frühesten Kindheit 
über die Jugend ins Erwachsenen-
alter und ist – zum Glück – nicht so 
schnell abgeschlossen. Sexualität 
bleibt daher ein aufregendes Thema 
für viele Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene. Das merkt man auch 
in pädagogischen Betreuungsein-
richtungen und an Schulen. 

Schulen haben den staatlichen Auf-
trag, Sexualität altersadäquat als 
Thema im Unterricht zu behandeln. 
Sexualität muss Kindern nicht im 
engeren Sinne „gelehrt“ werden. Die 
Aufgabe von pädagogischen Berufs-
gruppen ist es, diskriminierungsfreie 
Rahmenbedingungen zu schaffen, in 
denen Kinder sich gut entwickeln 
können – und dazu gehört auch die 
sexuelle Entwicklung. In den sexual-
pädagogischen Standards der WHO 
sowie der deutschen Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung ist 
festgeschrieben, dass Kinder ein 
Recht auf Information und pädago-
gische Begleitung ihrer sexuellen 
Entwicklung haben. 

Kinder und Jugendliche sollten Kör-
perlichkeit, Gefühle, Begehren und 
Grenzen an sich und anderen wahr-
nehmen und kommunizieren kön-
nen. Reine Gefahrenbotschaften und 
Warnungen an Kinder („Pass auf…!“) 
sind bei der Entwicklung dieser 
Kompetenzen wenig hilfreich. Auch 
eine Beschämung von kindlichen 
sexuellen Verhaltensweisen oder 
Spott über Intimität unter Kindern 
befördert das so häufig beobachtbare 

„laute Schweigen“ über Sexualität – 

Schüler*innen ein professionelles 
Angebot abseits schulischer Auto-
ritätsverhältnisse bieten möchten.

Seit dem Sommer 2019 steht nun im 
Raum,  Lehrpersonen mit diesem 
Auftrag alleine zu lassen. Im letzten 
Moment, noch vor den Schulferien 
und dem beginnenden Wahlkampf, 
durften katholische Hardliner der 
sich bis dahin liberal präsentieren-
den ÖVP eine ihrer lange gehegten 
Forderungen umsetzen: die Zurück-
drängung jener Sexualpädagogik, die 
traditionellen Werteprediger*innen 
seit jeher ein Dorn im Auge war. Im 
Juli 2019 wurde mit den Stimmen 
von ÖVP und FPÖ ein Entschlie-
ßungsantrag verabschiedet, der 
das Bildungsministerium auffor-
dert, externe Sexualpädagogik an 
Schulen zu unterbinden. Dass 
Sexualpädagog*innen bereits in 
den ursprünglich vom damaligen 
Bildungsminister Heinz Faßmann 
geplanten Prozess einer Qualitäts-
sicherung sexualpädagogischer An-
gebote nicht eingebunden wurden, 
hätte eigentlich schon im Winter 
2018 für Beunruhigung sorgen sol-
len. Schlussendlich wurde mit dem 
Entschließungsantrag die gut ge-
meinte Skandalisierung fragwürdiger 
Anbieter*innen wie Teenstar – unter 
heftigen Protesten von allen Seiten 

– gegen eine ganze Berufsgruppe 
gewendet.

Ein Crescendo 
des Schweigens

Auch wenn es nach wie vor möglich 
ist, professionelle Angebote in den 
Schulunterricht einzubinden, hat 
die österreichische Landschaft der 
Sexualpädagogik dadurch eine wich-
tige Säule ihrer Legitimität verloren. 

eine schlechte Voraussetzung für 
jede weitere sexualpädagogische 
Auseinandersetzung. 

In Kindergarten, Hort und Schule 
sollte Kindern und Jugendlichen 
ein Entwicklungsraum auch für ihre 
sexuelle Entwicklung geboten werden. 
Generell ist Kindern ein positiver 
Umgang mit dem eigenen Körper und 
eine lustfreundliche Haltung zur eige-
nen Sexualität zu vermitteln. In einem 
möglichst diskriminierungssensiblen 
Setting und entlang der Interessen der 
Kinder und Jugendlichen, sollten die 
positiven Aspekte von Lust und Se-
xualität gleichwertig neben Themen 
wie Fortpflanzung und Verhütung, 
Intimität und Beziehung, sexuelle 
Risiken und Grenzverletzungen be-
sprechbar sein. In einer Gesellschaft 
mit rechtskonservativer Mehrheit 
wie in Österreich ist das jedoch alles 
andere als selbstverständlich.

Bis Mai 2019 war es üblich, dass se-
xualpädagogische Angebote von 
professionellen Anbieter*innen bei 
Bedarf an die Schule geholt wer-
den konnten. Meist als drei- bis 
vierstündige Workshops organisiert, 
wurde die altersadäquate Ausein-
andersetzung mit den Fragen der 
Kinder und Jugendlichen eigens dafür 
qualifizierten Sexualpädagog*innen 
übertragen. Die Tatsache, dass eine 
eigene Berufsgruppe einen großen 
Teil des sexualpädagogischen Be-
darfs abdeckt, ist nicht naturgegeben. 
Sie ist aber in der aktuellen Versor-
gungslage die professionellste Lö-
sung. Sexualpädagog*innen sind 
auch die wichtigste Anlaufstelle 
für engagierte Lehrpersonen, die 
sich mit dem staatlichen Auftrag 
einer sexual-pädagogischen Beglei-
tung überfordert sehen oder ihren 
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Die rechtliche Verunsicherung 
verändert natürlich auch die Bedin-
gungen für professionelle Sexualpäd-
agogik an Schulen grundlegend. Wie 
eine aktuelle Umfrage des Gallup-
Instituts und die beispiellose Mobi-
lisierung unzähliger Organisationen 
gegen den Entschließungsantrag zeigt, 
wünscht sich die Bevölkerung aber 
mehrheitlich einen Ausbau quali-
tätsvoller Sexualpädagogik durch 
schulexterne Expert*innen.

An das (schulische) Sprechen über Sexu-
alität wurden immer schon unterschied-
liche Hoffnungen geknüpft. Neben dem 

„Standbein“ des legalen Schwanger-
schaftsabbruchs wurde in den 1970er 
Jahren in vielen europäischen Län-
dern Sexualkunde quasi als „Spielbein“ 
emanzipatorischer Sexualitätspolitiken 
erkämpft. Sie sollte u. a. präventiv die 
Zahl ungewollter Schwangerschaften 
durch eine breite sexuelle Bildung der 
Bevölkerung reduzieren. Es ist kein Zu-
fall, dass sich rechtskatholische Angriffe 
auf sexuelle Bildung nun zeitgleich zu 
Angriffen auf feministische Politiken 
wie das Recht auf Schwangerschafts-
abbruch zuspitzen.

Bildungspolitik zu dem Thema voran-
treiben würde, wenn sie aufgefordert 
wird, das Feld der Sexualpädagogik 
umzugestalten.

Dass einzelne engagierte Lehrer* 
innen oder Schulleitungen ihren 
Schüler*innen ein gutes sexualpäda-
gogisches Angebot bereitstellen, wird 
sich durch den Entschließungsantrag, 
der mit dem Ende der Legislaturperiode 
verfällt, nicht verändert haben. Für 
eine umfassende Bildungsgerechtigkeit 
stellt sich jedoch die Frage, wie in Zu-
kunft alle Kinder unabhängig von ihrer 
Herkunft und sexuellen Orientierung, 
unabhängig vom Schultyp oder dem 
Zufall einer engagierten Lehrperson 
jene professionelle sexualpädagogische 
Begleitung erhalten können, zu der sich 
Österreichs Bildungssystem selbst mit 
dem Grundsatzerlass Sexualpädagogik 
2015 erneut verpflichtet hat.

Tabuisiert, emotional aufgeladen 
und dramatisiert ist Sexualität als 
Mittel für alle möglichen und unmög-
lichen Zwecke instrumentalisierbar 

– nicht nur, aber auch in der Schule. 
Mit Sexualität werden Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse untermauert 
oder überhaupt erst hergestellt. Mit 
eindeutig zweideutigen Anspielungen 
lassen sich Produkte, Dienstleistun-
gen oder Veranstaltungen bewerben, 
die an sich wenig „sexy“ sind. Mit 
Sexualität wird auch regelmäßig Po-
litik gemacht. Bevölkerungspolitik, 
Gesundheitspolitik, Familienpolitik 

– oder eben Parteipolitik. Und auch 
rassistische Politik, etwa wenn sexu-
alisierte Gewalt, Homophobie oder se-
xuelle Attraktivität ethnisiert werden. 
Wissenschaftlich finden sich viele 
Beispiele dafür, dass marginalisierte 
gesellschaftliche Gruppen besonders 
häufig in den Fokus rechtskonserva-
tiver Bevölkerungspolitiken, einer 
defizitorientierten Bildungspolitik und 
paternalistischer Aufklärung geraten. 
An sich war es auch in Österreich 
vorhersehbar, dass eine rechtskonser-
vative Regierung keine emanzipatori-
sche und diskriminierungskritische 
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